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Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

‚mündliche Verhandlung am 270 August 1968 durch

flÜ"Senatspräsident-y< Dr° L a n g k e i t
' ' "’ ''_'

— Vorsitzender —, \Bundesrichter fi ‘: Dr° K r e b 3 ‚5:7, und
Bundesrichter Schroeder-Printzen9

_Bundessozialrichter F e y [ ' "——»'
_

und

Bundessozialrichter S c h r e i b e
r..

für Recht
erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landéssozialgerichts vom 160 März 1966

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Der 1902 geborene Ge S'.r::::1111111.151"::'::::'.:1:(SChX-h)

war ab 10 Mai 1958 als Leichenträger bei der Stadt Nürn-

berg beschäftigt und Pflichtmitglied der klagenden

Krankenkasseo Am 12° Juni 1961 nahm er eine weitere
versicherungspflichtige Beschäftigung als Lagerarbeiter

bei der Firma E;rt;3;t& H? 390HG in Nürnberg auf; auf—

grund dieser Beschäftigung wäre Schwo nach 5 250 Abso 2

der Reichsversicherungsördnung (RVG) Pflichtmitglied

der Beklagten gewesen‚ weil diese Firma der F xr:;:xä
9

Installateur—, Heizungsbau— und Kupferschmiede—Innung

angehört° Die Klägerin blieb indessen nach 5 509 Abs° 1
RVO auch für dieses weitere Beschäftigungsverhältnis

zuständig() Die Stadt Nürnberg löste das Beschäftigungs—
verhältnis mit Schw° zum 15° Juli 1961 und meldete ihn

bei der Klägerin ab° Am 15„ Juli 1961 erkrankte Schw5

an einer chronischen Nephritis arbeitsuni‘ähigo Die

Klägerin gewährte Schw° ab 150 Juli 1961 Käseenlei—

stungeno ‘

Da die beklagte Innungskrankenkasse sich weigerte? die

Kassenleistungen vom 160 Juli 1961 an zu übernehmen9
}hat die Klägerin Klage auf Feststellung erhoben‚ daß

die Beklagte vom 160 Juli 1961 an für die Weiterge—

währung der wiederkehrenden Kassenleistungen für Schwa

zuständig sei und die Schw„ in der Zeit vom 160 Juli

1961 bis 500 September 1962 hilsweise gewährten Bar—

und Sachleistungen in Höhe von 4823?85 DM zu er—

setzen habeo

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben9 das

Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Be—
klagten zurückgewieseno Zur Begründung hat es ausge—

führt: mit der Beendigung der Hauptbeschäftigung des
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Schw° zum 150 Juli 1961 sei die Beklagte für die

Krankenversicherung zuständig geworden? da die

Voraussetzungen des 5 509 RVG weggefallen seien°

Dem Kassenwechsel gemäß % 212 RVO stehe nicht die

Vorschrift des @ 511 RVO entgegen‚ wonach Arbeits»

unfähige solange Mitglieder ihrer Kasse blieben9

solange die Kasse ihnen Leistungen zu gewähren habe;

diese Vorschrift schränke den Übertritt von einer

Kasse zu einer anderen gemäß 5 212 EVO nicht ein°

Für einen solchen.Übertritt komme es nur darauf an?

ob zur Zeit des Ausscheidens aus der bisherigen Kasse

die Voraussetzungen für eine Aufnahme in die andere

Kasse gegeben seieno Das sei auch bei arbeitsunfähig

Erkrankten der Fall„ und zwar dann‚ wenn das der

Versicherung zugrunde liegende Beschäftigungsverhält-

nis fortdauereo Dagegen beruhe die Fortdauer der Mit—
gliedschaft nach 5 511 EVO gerade auf dem Fehlen einer

versicherungspflichtigen Beschäftigung„ Die Tatsache9
daß die Beklagte bisher keine Beiträge für Schw° er—

halten habe‚ könne sie nicht von der Verpflichtung

befreien? die Leistungen vom 16° Juli 1961 an zu über—

nehmen° Das LSG hat die Revision zugelasseno

Die Beklagte hat gegen das Urteil Revision eingelegt°

Sie trägt vor: Die Voraussetzungen des 5 509 RVG seien

mit Ablauf des 150 Juli 1961 nicht weggei‘alleno Dies

wäre nur dann der Fall gewesen9 wenn die Hauptbeschäf—
tigung beendet und ohne gleichzeitige Arbeitsunfähig—

keit des Versicherten die Beklagte für die Durchführung

der Versicherung zuständig geworden wären Da aber im
vorliegenden Falle im Zeitpunkt der Beendigung der

Hauptbeschäftigung Arbeitsunfähigkeit bestanden habe?

Sei über € 511 EVO versicherungsrechtlich dieses Haupti
beschäftigungsverhältnis nach wie vor existent gebliebeno
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Ein Übertritt nach @212 RVOmit diesen Rechtsfolgen
sei daher nicht eingetreten° '

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des Bayerischen LSG vom
16° März 1966 und des SG Nürnberg vom

270 Februar 1964 aufzuheben und die, @
Klage abzuweiseno

Die Klägerin beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstandeno

II

‘Die Revision ist nicht begründet°

Die klagende Krankenkasse war nach 5 309 Abso 1 EVO nur

bis zum 15° Juli 1961 für die Krankenversicherung von
_Schwo zuständig, weil die überwiegende Beschäftigung bei

der Stadt Nürnberg an diesem Tage aufgegeben werden und

damit dieses versicherungspfliChtigé Beschäftigungsver—

hältnis erloschen ist° Vom 160 Juli 1961 an blieb nur

noch das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhält—

nis bei. der Firma B'ti:;„1111111111111:::5.&H.:;.;J.f:i:;‚Wie schon das Reichs-

versicherungsamt (BVA) in der GE Nro 1955 vom 16„ Novem—

ber 1914 (AN 19149 815) zutreffend ausgeführt hat‚ be—
steht Versicherung3pflicht nicht nur an den Tagen‚ an

denen tatsächlich gearbeitet worden ist„ Es kommt viel—

mehr darauf an‚ ob das "durch Antritt der Arbeit wirk—

sam gewordene" Beschäftigungsverhältnis gelöst werden

isto Das war aber trotz der Arbeitsunfähigkeit des Schw°
nicht der Fall° Damit war nunmehr seit dem 160 Juli 1961
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die beklagte Innungskrankenkasse nach S 250 Abso 2

RVO für die Krankenversicherung des Schw° zuständig

geworden und die bisherige Zuständigkeit der Klägerin

entfallen°

Zu Unrecht meint die Beklagte, die Zuständigkeit der

Klägerin sei nach 5 511 EVO in Verbindung mit Ab«
schnitt I Ziffo‚6a des Erlasses des Reichsarbeitsmin-

nisters vom 2° November 1945 (AN 19453 485) erhalten

geblieben? Hiernach bleiben arbeitsunfähige Mitglieder‚

solange ihnen die Kasse Krankengeld zu gewähren hat

oder Krankengeld oder Krankenhauspflege gewährt° Diese
Vorschrift soll nur die Arbeitsunfähigen schützen, die

aus ihrer versicherungspflichtigen Beschäftigung ausge—

schieden sind und wegen ihrer Arbeitsunfähigkeit kein

neues versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis

eingehen und damit nicht für einen — neuen — Versiche—

rungsschutz sorgen könneno Dieser Schutzgedanke entfällt

aber? wenn wie hier ein die Versicherungspflicht be—

gründendes Beschäftigungsverhältnis vorliegt‚ indem — wie

ber its ausgeführt — nach Wegfall des Versicherungsver—

hältnisses bei der Klägerin ein solches bei der Beklagten

entstanden ist (ebenso Peters, Handbuch der Krankenver-

sicherung9 @ 511 Anmo 2 S0 17/1100 und BVA GE Nr° 2822

vom 150 November 1924 in AN 1924, 217).‚ ‘

Hieraus folgt? daß die Beklagte für die Abwicklung des
Versicherungsfalles zuständig ist, der bei Beginn des bei
ihr begründeten Versicherungsverhältnisses noch nicht ab-

geschlossen war° Auch ein solcher Wechsel der Mitglied—

schaft infolge Wegfalls der überwiegenden Beschäftigung

(@ 509 EVO) stellt einen "Übertritt" eines Versicherten

von einer Kasse zur anderen im Sinne des 5 212 RVO dar
(vgl° die oben zitierte Entscheidung des BVA Nro 2822;

vgl° zum Verhältnis des S 511 RVO gegenüber 5 212 EVO

auch GE Nr° 1991 — AN 19159 431 - und Nr„ 2641 — AN 1921,
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515 —)° Demnach hat die Beklagte nach % 212:Abso 1 BVG

die weiteren Leistungen nach ihrer Satzung unter Anrech—

nung der bereits genossenen Leistung zu übernehmen„ Die

Beklagte ist daher verpflichtet, der Klägerin die in der

Zeit vom 160 Juli 1961 bis zum 500 September 1962 hilfs—
' weise gewährten Bar— und Sachleistungen der Krankenhilfe

in der nicht streitigen Höhe von 4825,85 DM zu ersetzeno

Die Revision muß daher zurückgewiesen werden"

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 195 des Sozial—
gerichtsgesetzes°
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